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Beratungsgegenstand

Bauantrag NeuffenstraBe 15, Fist. 1492/7
- Anlegen eines Stellplatzes

Ausschuss fiir 05.12.2017 offentlich beschlieRend
Technik und Umwelt

Anlagen:
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Beschlussvorschlag:
1. Von der Sachdarstellung der Verwaltung wird zustimmend Kenntnis genommen.
2. Fur die notwendigen Befreiungen nach § 31 Abs.2 BauGB von den Festsetzungen des

Bebauungsplanes ,Siegenberg | — 1.Anderung“ wird das Einvernehmen der Gemeinde
nach § 36 Abs.1 BauGB erteilt.



3. Das Einvernehmen wird unter Berticksichtigung der folgenden Auflagen

3.1 Oberflachenwasser von privaten Grundstlcken ist entsprechend der
Abwassersatzung der Gemeinde auf dem Grundstiick schadlos zu beseitigen und
darf nicht auf 6ffentliche Flachen abgeleitet werden. Entsprechende
Entwasserungsrinnen sind herzustellen.

3.2  Der Versiegelungsgrad der Stellplatzflache ist durch die Verwendung von
wasserdurchlassigen Belagen (Rasenpflaster, offenporiger Pflasterbelag etc.) so
gering wie moglich zu halten. Der gesamte Aufbau muss wasserdurchlassig
ausgebildet sein.

3.3  Samtliche Kosten fiir Anderungsarbeiten im Bereich der Zufahrt sind vom Bauherrn
zu tragen (z.B. Bordsteinabsenkungen, Absenkung und Verstarkung des Gehweges
unter Einhaltung des Regelprofils usw.).

3.4 Die Abgrenzung zwischen o6ffentlichem Verkehrsraum und Privatgrundstiick im
Bereich der Zufahrt muss aus Betoneinfassungssteinen oder ahnlichem nach
Rucksprache mit dem Ortsbauamt hergestellt werden. Die anfallenden Kosten
gehen zu Lasten des Bauherrn.

3.5  Beschadigungen durch das Bauvorhaben an &ffentlichen Verkehrsflachen missen
entsprechend den Vorgaben des Ortsbauamtes der Gemeinde auf Kosten des
Bauherrn beseitigt werden.

3.6 Vor Beginn und nach Abschluss der Baumalinahme ist gemeinsam mit dem
Ortsbauamt eine Begehung zur Beweissicherung und Bestandsaufnahme der
offentlichen Flachen im Bereich der Baumaflnahme durchzufiihren.

erteilt.

Sachdarstellung:

Beantragt wird die Baugenehmigung fur das Anlegen eines Stellplatzes auf dem Grundstick
Neuffenstrale 15, Flst. 1492/7.

Das Bauvorhaben liegt im Geltungsbereich des seit 15.09.1978 rechtskraftigen Bebauungsplanes
»oiegenberg | — 1. Anderung” in einem Reinen Wohngebiet. Es verstéf3t in folgenden Punkten
gegen die Festsetzungen des Bebauungsplanes:

- Stellplatze sind nur an den eingezeichneten Stellen und in der tGberbaubaren
Grundstucksflache zulassig.

Das Anlegen von Stellplatzen bis 50 m? Nutzflache je Grundstick im Innenbereich ist nach § 50
Abs.1 Anhang Nr. 11b der Landesbauordnung (LBO) grundséatzlich verfahrensfrei. Nach § 50 Abs.
5 LBO mussen aber verfahrensfreie Vorhaben, ebenso wie genehmigungspflichtige, den 6ffentlich-
rechtlichen Vorschriften entsprechen.

Grundlage fur die Beurteilung des deshalb notwendigen Befreiungsantrages ist der seit 15.09.1978
rechtskraftige Bebauungsplan ,Siegenberg | — 1. Anderung®.

Von den Festsetzungen des Bebauungsplanes kann nach § 31 Abs.2 BauGB eine Befreiung erteilt
werden, wenn die Abweichung neben der Wirdigung nachbarlicher Interessen auch stadtebaulich
vertretbar ist und die Grundzlige der Planung nicht betroffen sind.



Um die angespannte Parkierungssituation zu entscharfen, méchte der Bauherr einen zusatzlichen
Stellplatz auf seinem Grundstlck anlegen.

Fir die Abweichung von den Festsetzungen des Bebauungsplanes ,Siegenberg | — 1. Anderung*
ist eine Befreiung nach § 31 Abs.2 BauGB im Einvernehmen mit der Gemeinde nach § 36 Abs.1
BauGB erforderlich.

Von Seiten der Verwaltung wird vorgeschlagen, das fir die Abweichung von den Festsetzungen
des Bebauungsplanes notwendige Einvernehmen nach § 36 Abs.1 BauGB zu erteilen.



	SMC_BM_VOTEXT5
	Datum
	OStatus
	Zuständig
	Beratungsfolge
	Anlage
	FAuswirkung
	Kontrollkästchen2
	Beschlußvorschlag
	Sachverhalt

